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ERSTER TEIL 
GRUNDLAGEN 

 
 
I. Ausbildungsziel 

 
Aufgrund der Zielvorgaben in § 6 JAG in Verbindung mit der Präambel des 
Gesetzes und der Gestaltung der Zulassungsvoraussetzungen (§ 9 JAG) ergibt 
sich das besondere Ausbildungsziel für die praktische Studienzeit: 
 
Die Studentinnen und Studenten sollen die Verwirklichung des Rechts in der 
Praxis kennenlernen. Sie sollen durch Anschauung erfahren, wie 
Praktikerinnen und Praktiker in verschiedenen juristischen Berufsfeldern 
mit Rechtsnormen umgehen. 
 
 

II. Lehr- und Lernmethoden 
 

Die Organisation des Lehrens und Lernens muss den Lernzielen 
entsprechen. 
 
1. Lernen im Rahmen des Praktikums muss geplant und, damit es gelingt, 

organisiert werden. Jede Praktikumseinheit braucht ein klares Lernziel, das 
angibt, was und wie gelernt werden soll, welche Kenntnisse und Fähigkeiten 
vermittelt und verstärkt werden sollen, ob in ein neues Sachgebiet eingeführt 
werden soll usw. Das Programm des Praktikums soll vor Beginn mit den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern erörtert werden, um etwaigen sich im 
Rahmen des Ausbildungsplans haltenden Änderungswünschen nach 
Möglichkeit Rechnung tragen zu können. 

 
2. Als Lernmethoden für das Gruppenpraktikum eignen sich: 
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a) Bericht über einen konkreten Arbeitsplatz oder Podiumsdiskussion 
(zweckmäßigerweise aus konträren Berufspositionen) über die Tätigkeit 
oder ein ausgewähltes Einzelproblem; 

 
b) Fragen an die Praktikerinnen und Praktiker anhand vorher ausgearbeiteter 

Fragestellungen; 
 

c) nichtteilnehmende Beobachtung (Hospitation) mit der Großgruppe oder 
einzelnen Kleingruppen (von etwa drei bis fünf Studentinnen und Studenten); 

 
d) Rollenspiele, die als Grundmuster sowohl in Form der Darstellung eines 

Gesamtkomplexes durchgeführt werden können (z. B. vollständige 
Verhandlung), oder in der Form, dass die Beobachtung eines 
Originalverfahrens abgebrochen und dieses von der Gruppe zu Ende 
gespielt wird (z. B. nach Abschluss der Beweisaufnahme). 

 
Diese Arbeitsformen sind zu ergänzen durch: 
 
e) vorbereitende Einführungen (Berichte der Studienleiterin oder des 

Studienleiters, gezielte Literaturhinweise); 
 
f) Aushändigung von Tätigkeitsbeschreibungen, Übersichten und 

Aktenmaterial (insbesondere vervielfältigte Aktenteile); 
 
g) Erarbeitung von Aufgabenstellungen in Kleingruppenarbeit mit 

anschließender Plenardiskussion; 
 

h) Auswertung der Erfahrungen, insbesondere der Hospitationsergebnisse 
über Kleingruppenarbeit mit anschließender Plenardiskussion; 

 
i) Erarbeitung eingegrenzter Fragestellungen aus dem Berufsfeld. 
 

3. Als Lernmethoden für das Einzelpraktikum eignen sich: 
 

a) Bericht über einen konkreten Arbeitsplatz, einen konkrete Tätigkeit oder ein 
ausgewähltes Einzelproblem; 

 
b) Fragen an Praktikerinnen und Praktiker anhand vorher ausgearbeiteter 

Fragestellungen; 
 
c) nichtteilnehmende Beobachtung (Hospitation) des Arbeitsbereichs der 

Ausbilderin oder des Ausbilders und von Kolleginnen und Kollegen; 
 
d) teilnehmende Beobachtung, d. h. soweit möglich, erste eigene praktische 

Tätigkeit der Studentin oder des Studenten unter Aufsicht der Ausbilderin 
oder des Ausbilders. 

 
Diese Arbeitsformen sind zu ergänzen durch: 
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e) vorbereitende Einführungen (Berichte der Ausbilderin oder der Ausbilders, 

gezielte Literaturhinweise); 
 

f) Aushändigung von Tätigkeitsbeschreibungen, Übersichten und 
Aktenmaterial; 

 
g) Erarbeitung eigener Aufgabenstellungen. 
 
 

III. Organisation der Gruppenpraktika 
 

1. Das Gerichtspraktikum wird als Gruppenpraktikum durchgeführt; weitere 
Gruppenpraktika werden bei Wahlpraktika im Bereich der Verwaltung 
angeboten. 

 
2. Gruppenpraktika werden zweimal jährlich in den Semesterferien, d. h. nach 

Ende der Vorlesungszeiten des Wintersemesters bzw. -trimesters 
(Frühjahrstermin) und vor Beginn der Vorlesungszeiten des Wintersemesters 
bzw. –trimesters (Herbsttermin) durchgeführt. Die genauen Termine werden 
den juristischen Fachbereichen der hessischen Universitäten und den 
Regierungspräsidien rechtzeitig vorher bekannt gegeben. 

 
Anträge auf Zulassung zu einem Gruppenpraktikum sind auf besonderen 
Vordrucken zu stellen. Studentinnen und Studenten hessischer Universitäten 
erhalten die Vordrucke für Anträge auf Zulassung vom Dekanat des 
Fachbereichs Rechtswissenschaft; Studentinnen und Studenten 
außerhessischer Universitäten können diesen Antrag auch formlos stellen. 
 
Anmeldungen für den Frühjahrstermin müssen bis spätestens 1. Dezember 
des Vorjahres, für den Herbsttermin bis spätestens 15. Mai bei der zuständigen 
Stelle eingegangen sein. Maßgeblich für die Wahrung dieser Ausschlussfrist 
ist der Eingang des Antrags. 
 

3. Es besteht kein Anspruch auf Zulassung zu einem bestimmten 
Gruppenpraktikum. Die Entscheidung über die Zulassung zu einem 
Gruppenpraktikum wird spätestens vier Wochen vor dessen Beginn bekannt 
gegeben. Bewerben sich mehr Studentinnen und Studenten um die Teilnahme an 
einem Gruppenpraktikum als Teilnehmerplätze vorhanden sind, sollen höhere 
Semester bevorzugt berücksichtigt werden, ebenso solche Personen, für die die 
Ablehnung eine besondere Härte im Sinne des § 2 der Verordnung über die 
Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst und die Gewährung einer 
Unterhaltsbeihilfe an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 
(GVBl. 2007, Teil I, S. 829, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2015, GVBl. 
2015, S. 594) darstellen würde; die Härtegründe sind in einem besonderen Antrag 
darzulegen und – soweit möglich – durch Urkunden nachzuweisen. Im Übrigen 
werden die Praktikumsplätze ausgelost, soweit sie nicht bereits – im Falle des 
Gerichtspraktikums – aus der Mitte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
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besonderen vorbereitenden Lehrveranstaltungen der Universitäten durch die 
richterlichen Leiterinnen oder Leiter dieser Veranstaltungen vergeben worden 
sind. 

 
4. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer praktischen Studienzeit haben, 

auch nach Beendigung der Studienzeit, über die ihnen bei der praktischen 
Studienzeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. Sie sind hierauf vor Beginn der praktischen Studienzeiten nach 
Maßgabe des Verpflichtungsgesetzes förmlich zu verpflichten (§ 10 JAG). 
Hierfür ist der Vordruck HJV 222 vorgesehen. 

 
5. Mit Ablauf des Praktikums ist die regelmäßige Teilnahme hieran auf einem 

besonderen, für die Zulassung zur ersten Prüfung bestimmten Vordruck HJV 223 
zu bescheinigen (§§ 9 Abs. 1 Nr. 3 JAG, 2 Abs. 2 Nr. 5 JAO). Beginn und Ende 
des jeweiligen Tages einer praktischen Studienzeit legt die Leiterin oder der Leiter 
der praktischen Studienzeit fest. Eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer, die oder 
der unentschuldigt erst nach dem festgelegten Beginn an der Veranstaltung 
teilnimmt oder diese unentschuldigt vor dem festgelegten Ende verlässt, gilt an 
diesem Tage als nicht erschienen. Eine Teilnahmebescheinigung ist 
grundsätzlich nur zu erteilen, wenn an allen Tagen der praktischen Studienzeit 
teilgenommen wurde. Eine Bescheinigung kann auch erteilt werden, wenn die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer an nicht mehr als 5 Tagen gefehlt hat und für 
jeden Fehltag ein ärztliches Attest vorgelegt wurde. Darüber hinaus steht es der 
Leiterin oder dem Leiter der praktischen Studienzeit frei, einer Teilnehmerin oder 
einem Teilnehmer aus wichtigem persönlichem Grund einen Fehltag zu gestatten. 
Ein wichtiger persönlicher Grund liegt insbesondere nicht vor für die Teilnahme 
an Repetitorien und für die Teilnahme an universitären Lehrveranstaltungen. 

 
 
 

ZWEITER TEIL 
GERICHTSPRAKTIKUM 

 
Das Gerichtspraktikum findet bei einem Amts- oder Landgericht als Gruppenpraktikum 
statt und soll durch besondere Lehrveranstaltungen an der Universität vorbereitet und 
vertieft werden (§ 1 Abs. 2 Satz 1 JAO). 
 
 

Das Gerichtspraktikum 
 

I. AUSBILDUNGSBEREICHE 
 
Die Studentinnen und Studenten sollen regelmäßig die drei Berufsfelder 
 

 Zivilrechtspflege, 
 Strafrechtspflege, 
 Arbeit/Wirtschaft 
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kennenlernen. 
 

1. Weil einerseits ein umfassender Überblick über sämtliche juristischen 
Tätigkeitsfelder ohnehin nicht gegeben werden kann, andererseits eine allzu 
starke Aufsplittung des Programms in einzelne nicht mehr inhaltlich 
zusammenhängende Bereiche keine Orientierung verschafft, soll sich das 
Kennenlernen der Praxis auf diese drei Berufsfelder beschränken. Dabei 
sollen diese – unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten – möglichst in 
etwa gleichem Verhältnis berücksichtigt werden, wobei die 
Konfliktregulierung durch gerichtliches Verfahren einen wesentlichen 
Schwerpunkt bilden sollte. 

 
2. Als soziale Problemfelder, die durch eine Praxiserkundung erschlossen 

werden können, kommen u. a. folgende Bereiche (mit den jeweiligen 
Institutionen) in Betracht: 

 
 Problemfeld „Abweichendes Verhalten und soziale Kontrolle“, z. B. 

Strafgericht, Staatsanwaltschaft, Rechtsanwältin/Rechtsanwalt 
(spezialisiert auf Strafverteidigung), Jugendgericht, Betreuungsgericht, 
Strafvollzug, Bewährungshilfe, Gerichtshilfe, rechtsmedizinisches 
Institut, Opferhilfe, Therapie, Unterbringung; 
 

 Problemfeld „Bauen und Wohnen“, z. B. Mietabteilung des Amtsgerichts, 
Haus- und Grundbesitzerverein, Mieterschutzverein, Maklerin/Makler, 
Rechtsanwältin/Rechtsanwalt (spezialisiert in Mietsachen). Auch 
könnten hier Verbindungen zum Verwaltungsbereich (Stadtplanungsamt, 
Ordnungsamt, Wohnraumvermittlung usw.) aufgezeigt werden; 

 
 Problemfeld „Abhängige Arbeit“, z. B. Arbeitgeberverband, 

Gewerkschaft, Industrie- und Handelskammer, Agentur für Arbeit, 
Arbeitsgericht, Rechtsanwältin/Rechtanwalt (spezialisiert in 
Arbeitssachen); 

 
 Problemfeld „Güter- und Leistungsaustausch“, z. B. Zivilgericht, 

Rechtsanwältin/Rechtsanwalt in Zivilsachen, Rechtsabteilung in einem 
Wirtschaftsunternehmen, Handelsregister, Grundbuchamt; 

 
 Problemfeld „Ehe und Familie“, z. B. Familiengericht, 

Rechtsanwältin/Rechtsanwalt in Familiensachen, Partnerschafts- und 
Familienberatungsstelle, Jugendamt; 

 
 Problemfeld „Gesundheit und Betreuung“, z. B. Arzthaftungskammer, 

Psychiatrisches Krankenhaus, Rechtsmedizin, medizinischer 
Sachverständiger, Betreuungsgericht, Rechtsanwältin/Rechtsanwalt 
(spezialisiert in Medizinrecht). 

 



 7

3. Zur Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Praxiserkundung 
anhand einzelner Berufsfelder eignen sich die oben (Erster Teil, II 2 a – i) 
beschriebenen Lernmethoden für das Gruppenpraktikum. Die notwendige 
Vorbereitung und zweckmäßige Gestaltung der Erkundungen im Einzelnen 
(z. B. Erkundung durch Kleingruppen oder Hospitation mit der Großgruppe) 
hängen von den jeweiligen Gegebenheiten des zu erkundenden 
Berufsfeldes ab. 

 
 

II.   DURCHFÜHRUNG 
 
1. Gerichtspraktika finden grundsätzlich bei allen Landgerichten in Hessen und 

beim Amtsgericht Offenbach statt. Nach Maßgabe der personellen und 
sachlichen Gegebenheiten können Gerichtspraktika bei weiteren 
Amtsgerichten eingerichtet werden. 

 
2. Die Anmeldung ist an das Landgericht zu richten, in dessen Bezirk die 

Studentin oder der Student den ersten Wohnsitz hat; wer im Bezirk des 
Amtsgerichts Offenbach wohnt, hat sich dort anzumelden. Ist ein Wohnort 
im Land Hessen nicht vorhanden, ist der Studienort maßgebend. 

 
3. Zugelassen werden kann nur, wer die Vorlesungszeiten des zweiten 

Studienhalbjahres bzw. des dritten Trimesters beendet hat. 
 
4. Die Praktika werden in Gruppen von in der Regel nicht mehr als 25 Personen 

durchgeführt, die von Studienleiterinnen oder Studienleitern betreut werden. 
Bei den einzelnen Ausbildungsgerichten sind weitere Gruppen nur dann 
einzurichten, wenn anderenfalls die vorhandenen Gruppen jeweils mehr als 
25 Teilnehmer hätten. Zu Studienleiterinnen oder Studienleitern können 
Richterinnen oder Richter oder Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
bestellt werden. 

 
5. Den Studienleiterinnen und Studienleitern sind die Listen der 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer frühzeitig durch die Ausbildungsbehörde 
mitzuteilen, um eine rechtzeitige Aufstellung des Praktikumsprogramms 
verbunden mit der Gewinnung der für die Durchführung notwendigen 
Kooperationspartnerinnen und -partner zu gewährleisten. 

 
6. Soweit geeignete Behörden, Betriebe oder sonstige Einrichtungen am Ort 

nicht oder nicht in hinreichendem Umfang zur Verfügung stehen, können in 
begrenztem Rahmen Mittel für Fahrten in Anspruch genommen werden. 
Hierfür ist frühzeitig ein Antrag an das Oberlandesgericht Frankfurt am Main 
zu richten, in dem die Notwendigkeit der Fahrt konkret zu begründen ist. 

 
7. Zuständig für die Verpflichtung nach § 10 JAG ist die Präsidentin oder der 

Präsident des Gerichts, bei dem das Gerichtspraktikum eingerichtet ist. 
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DRITTER TEIL 
WAHLPRAKTIKA 

 
I.  EINZELPRAKTIKUM 
 
 1.  Bei allen in § 1 Abs. 3 JAO genannten Praktikumsstellen im In- und Ausland 

kann ein Wahlpraktikum durchgeführt werden. 
 
  2.  Um einen Platz für die Ableistung eines Einzelpraktikums muss sich jede 

Studentin und jeder Student selbst bemühen. Anträge auf Zulassung zum 
Einzelpraktikum sind unmittelbar an die Praktikumsstelle zu richten. 

 
  3.  Der Termin zur Ableistung eines Einzelpraktikums kann mit der 

Praktikumsstelle frei vereinbart werden, muss jedoch innerhalb der 
vorlesungsfreien Zeiten liegen. 

 
 4.  Die regelmäßige Teilnahme an einem Wahlpraktikum ist auf dem Vordruck 

HJV 223 zu bescheinigen (§§ 9 Abs. 1 Nr. 3 JAG, 2 Abs. 2 Nr. 5 JAO). 
 
 
II. WAHLPRAKTIKUM IM BEREICH DER VERWALTUNG 
 
 

Das Wahlpraktikum im Bereich der Verwaltung findet als Gruppen- oder 
Einzelpraktikum bei einer Verwaltungsbehörde statt (§ 1 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 JAO).  
 
1. Einzelpraktikum 
 

a) Ausbildungsbereiche 
 

 Die Studentinnen und Studenten sollen die Aufgaben und 
Handlungsformen der öffentlichen Verwaltung sowie die Auswirkungen 
des Verwaltungshandelns auf die Bürgerinnen und Bürger 
kennenlernen, indem sie Einblick in den praktischen Ablauf von 
Verwaltungsverfahren und die Tätigkeit der dabei handelnden Personen 
(z. B. Verwaltungsbeamtin/Verwaltungsbeamter, 
Verwaltungsrichterin/Verwaltungsrichter) erhalten. Dabei sollen sie 
nach Möglichkeit auch an mündlichen Verhandlungen im 
Verwaltungsverfahren (z. B. Anhörungsausschuss, 
Erörterungstermine) und im Verwaltungsstreitverfahren teilnehmen 
sowie die Arbeit der kommunalen Gremien kennen lernen. 

 
 Zu Beginn der Ausbildung sollen die Studentinnen und Studenten in die 

Aufgaben, die Organisation und den Geschäftsgang der Ausbildungsstelle 
eingeführt werden. Die Ausbildung sollte sich möglichst auf mindestens zwei 
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der folgenden Bereiche erstrecken: 
 

      aa) Sicherheits- und Ordnungsverwaltung (z. B. Ordnungsamt, Allgemeine 
Ordnungsbehörde); 

 
      bb) Sozialverwaltung (z. B. Sozialamt, Jugendamt, Amt für Wohnungswesen; 
            SGB II, XII: Grundsicherung für Arbeitssuchende); 
 
      cc) Planende Verwaltung (z. B. Bauamt, Stadtplanungsamt); 
 
      dd) Finanz- und Abgabenverwaltung (z. B. Kämmerei, Steueramt); 
 
      ee) sonstige Verwaltungsbereiche (z. B. Hauptamt, Rechtsamt). 
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b) Durchführung 
 

(1) Einzelpraktika können bei den Ausbildungsstellen abgeleistet werden, die 
in einer Liste der Ausbildungsstellen für das Wahlpraktikum im Bereich der 
Verwaltung (Einzelpraktikum) aufgeführt sind. Die jeweils aktuelle Liste 
kann bei den Ausbildungsdezernaten der Regierungspräsidien 
eingesehen werden. 

 Als Ausbildungsstelle für die Ableistung des Einzelpraktikums kommt 
insbesondere die Heimatgemeinde der Studentin oder des Studenten oder 
der nächstgelegene Landkreis in Betracht. 

 
(2) Für Anträge auf Zulassung zum Wahlpraktikum im Bereich der Verwaltung 

erhalten Studentinnen und Studenten hessischer Universitäten Vordrucke 
(HJV 224) vom Dekanat des Fachbereiches Rechtswissenschaft; 
Studentinnen und Studenten außerhessischer Universitäten können den 
Antrag auch formlos stellen. 

 
(3) Zugelassen werden kann nur, wer die Vorlesungszeit des zweiten 

Studienhalbjahres bzw. des dritten Studientrimesters beendet hat. 
 
 
2. Gruppenpraktikum 
 

a) Ausbildungsbereiche 
 

Die Studentinnen und Studenten sollen das Problemfeld Verwaltung (mit 
Ausnahme der Steuerverwaltung) kennenlernen. 

 
(1) Als soziale Problemfelder, die durch eine Praxiserkundung erschlossen 

werden können, kommen u. a. folgende Bereiche (mit den jeweiligen 
Institutionen) in Betracht: 

 
 Problemfeld „Abweichendes Verhalten und soziale Kontrolle“, z.B. 

Jugendamt, Polizei; 
 
 Problemfeld „Bauen und Wohnen“, z.B. Stadtplanungsamt, 

Ordnungsamt, Bauaufsichtsamt, Denkmalpflege, Verwaltungsgericht. 
Auch können hier Verbindungen zum zivilrechtlichen Bereich aufgezeigt 
werden (Mietabteilung des Amtsgerichts, Haus- und 
Grundbesitzerverein, Mieterschutzverein, auf Mietsachen spezialisierte 
Anwältin oder Anwalt); 

 
 Problemfeld „Kommunale Selbstverwaltung und Kommunalaufsicht“, 

z.B. Teilnahme an Sitzungen der kommunalen 
Vertretungskörperschaften, Kommunalaufsicht beim Landratsamt, 
Regierungspräsidium, Rechnungsprüfungsamt, Besichtigung 
kommunaler Einrichtungen; 

 
 Problemfeld „Soziales“, z.B. Sozialamt (Sozialhilfe, Sozialarbeit), 

Landeswohlfahrtsverband, Krankenkasse, Sozialgericht; 
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 Problemfeld „Verkehr“, z.B. Straßenbauamt, Polizei, städtischer 

Personenverkehr; 
 
 Problemfeld „Ausländer“, z.B. Ausländerbehörde, Außenstelle des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge in Gießen, 
Verwaltungsgericht; 

 
 Problemfeld „Medien und Recht“, z.B. Hessischer Rundfunk, 

Zeitungsverlag. 
 

(2) Beim Modell der Praxiserkundung anhand einzelner Berufsfelder 
empfiehlt es sich, die Praktikerinnen und Praktiker aus einem der 
genannten Berufsfelder in kleinen Gruppen von etwa drei Personen an 
ihrem Arbeitsplatz aufzusuchen, um so konkrete Arbeitssituationen 
unmittelbar erfahrbar zu machen. Diese eigentliche Erkundung wird durch 
einführende Plenarveranstaltungen vorbereitet, in denen die jeweils zu 
erkundenden Berufsfelder in groben Zügen dargestellt werden. Im 
Rahmen dieser Vorbereitung sollen die Studentinnen und Studenten 
konkrete, lernzielorientierte Beobachtungsleitfäden entwickeln, die ihnen 
die Möglichkeit geben, die Erkundung mit bestimmten 
Informationsinteressen durchzuführen. Nach der eigentlichen 
Erkundungsphase, die nicht länger als zwei bis drei Tage dauern soll, 
werden die Ergebnisse in einer Plenarveranstaltung ausgewertet (z. B. 
über Gruppenberichte). Die Gestaltung der Erkundungen im Einzelnen 
und die Überleitung von der Einführungsphase in die Erkundungsphase 
sind im Rahmen der Gegebenheiten frei. Es ist sowohl möglich, alle 
Studentinnen und Studenten gleichzeitig gleiche Berufsfelder erkunden zu 
lassen als auch verschiedene Gruppen, die unterschiedliche Felder 
erkundet haben, in der den Lernabschnitt abschließenden 
Plenarveranstaltung zusammenzuführen. 

 
b) Durchführung 

(1) Soweit die Ausbildungsnachfrage der Studentinnen und Studenten nach 
Verwaltungspraktika nicht durch Einzelpraktika abgedeckt werden kann, 
werden Gruppenpraktika bei den Regierungspräsidien eingerichtet. 
Im Regierungsbezirk Darmstadt können die Gruppenpraktika bei Bedarf 
vorzugsweise für Studentinnen und Studenten der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität oder der EBS Law School stattdessen oder zusätzlich 
auch bei 
 
 der Stadt Frankfurt am Main, 
 
 dem Main-Taunus-Kreis in Hofheim am Taunus, 
 
 der Stadt Offenbach am Main, 
 
 der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe, 
 
 dem Hochtaunuskreis in Bad Homburg v. d. Höhe, 
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 dem Main-Kinzig-Kreis in Gelnhausen und 
 
 der Stadt Darmstadt 
 
eingerichtet werden. 

 
(2) Anträge auf Zulassung zu einem Gruppenpraktikum sind wie folgt 

einzureichen: 
 

a) Von Studentinnen und Studenten der Philipps-Universität Marburg 
 beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen, wenn 

sie ihr Gruppenpraktikum in Marburg absolvieren wollen; 
 beim Regierungspräsidium Kassel, Postfach, 34117 Kassel, wenn sie 

ihr Gruppenpraktikum in Kassel absolvieren wollen; 
 

b) von Studentinnen und Studenten der Justus-Liebig-Universität 
Gießen 
 beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen; 
 

c) von Studentinnen und Studenten der Johann Wolfgang Goethe-
Universität Frankfurt am Main 
 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 
 

d) von Studentinnen und Studenten der EBS Law School Wiesbaden 
 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 

 
e) von Studentinnen und Studenten anderer Universitäten mit Wohnort 

in Hessen 
 bei dem Regierungspräsidium, in dessen Bezirk sie vorzugsweise am 

Gruppenpraktikum teilnehmen möchten  
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VIERTER TEIL 
FORMULARE 

 

MERKBLATT 
für die praktischen Studienzeiten in Hessen 

 
 
1. Allgemeines 
 

Gemäß § 5a Abs. 3 Satz 2 DRiG müssen Studentinnen und Studenten der 
Rechtswissenschaft in der vorlesungsfreien Zeit an praktischen Studienzeiten von insgesamt 
mindestens drei Monaten Dauer teilnehmen. Die nähere Ausgestaltung der praktischen 
Studienzeiten richtet sich nach den Vorschriften des Bundeslandes, in dem die Meldung zur 
ersten Prüfung erfolgt. Ist eine Meldung in Hessen beabsichtigt, sind praktische Studienzeiten 
nach Maßgabe der § 9 Abs. 1 Nr. 3 JAG, § 1 JAO durch die regelmäßige Teilnahme an einem 
Gerichtspraktikum von einem Monat Dauer und einem Wahlpraktikum von zwei Monaten 
Dauer, das in Abschnitten von jeweils einem Monat bei verschiedenen Praktikumsstellen 
abgeleistet werden muss, zu absolvieren. Wer die Prüfung in einem anderen Bundesland 
ablegen will, sollte sich vorab dort über die Möglichkeiten der Anerkennung eines hessischen 
Praktikums informieren. 

 
Die praktischen Studienzeiten sollen durch besondere Lehrveranstaltungen an den 
Universitäten vorbereitet und vertieft werden. Sie sollen den Studentinnen und Studenten 
einen Einblick in die Rechts- und Verwaltungspraxis vermitteln und – soweit möglich – 
Gelegenheit zu erster praktischer Tätigkeit geben. Wegen der näheren Ausbildungsinhalte 
wird auf den Ausbildungsplan für die praktischen Studienzeiten verwiesen. 

 
Soweit Einzelpraktika zugelassen sind, muss sich die Studentin oder der Student um einen 
Ausbildungsplatz selbst bemühen. Termine können (in der vorlesungsfreien Zeit) frei 
vereinbart werden. Die Dauer darf jedoch einen Monat nicht unterschreiten (also nicht nur vier 
Wochen betragen). 

 
Gruppenpraktika finden regelmäßig in den Semesterferien am Ende des Wintersemesters 
bzw. -trimesters (= Frühjahrstermin) und vor Beginn des Wintersemesters- bzw. trimesters (= 
Herbsttermin) statt; die genauen Termine werden durch einen Aushang bei den 
Fachbereichen bekannt gemacht. Erforderlich ist die Anmeldung auf einem besonderen 
Formblatt, das bei den Fachbereichen der Universitäten erhältlich ist. Anmeldungen können 
nur berücksichtigt werden, wenn sie innerhalb folgender Fristen bei den zuständigen 
Behörden eingehen: 

 

ANMELDEFRISTEN 

für den Frühjahrstermin  

(= am Ende des Wintersemesters/-trimesters)

für den Herbsttermin 

(= vor Beginn des Wintersemesters/-trimesters)

bis 1. Dezember des Vorjahres bis 15. Mai des Jahres 
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Es besteht kein Anspruch auf Zulassung zu einem bestimmten Praktikum. Die Entscheidung 
über die Zulassung zum Gruppenpraktikum wird spätestens vier Wochen vor dessen Beginn 
bekannt gegeben. Bewerben sich mehr Studentinnen und Studenten um die Teilnahme an 
einem Gruppenpraktikum als Teilnehmerplätze vorhanden sind, sollen höhere Semester 
bevorzugt berücksichtigt werden, ebenso solche Personen, für die die Ablehnung eine 
besondere Härte im Sinne des § 2 der Verordnung über die Zulassung zum juristischen 
Vorbereitungsdienst (GVBl. 2007, Teil I, S. 829, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16.12.2015, GVBl. 2015, S. 594) darstellen würde; die Härtegründe sind in einem besonderen 
Antrag darzulegen und – soweit möglich – durch Urkunden nachzuweisen. Im Übrigen werden 
die Teilnehmerplätze ausgelost, soweit diese nicht bereits aus der Mitte der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an besonderen vorbereitenden Lehrveranstaltungen der Universitäten (s. o. 
Ziffer 1, 2. Absatz) durch die richterlichen Leiterinnen und Leiter dieser Veranstaltungen 
vergeben worden sind. 
 
Die Teilnahme an den einzelnen Praktika ist regelmäßig auf einem besonderen, bei den 
Universitäten oder den Stellen, die Gruppenpraktika durchführen, erhältlichen Formblatt zu 
bescheinigen. 

 
 
2. Das Gerichtspraktikum kann frühestens nach dem Ende der Vorlesungszeiten des zweiten 

Semesters bzw. des dritten Trimesters begonnen werden und findet nur als 
Gruppenpraktikum bei einem Landgericht oder einem Amtsgericht statt. Es wird zweimal 
jährlich in den vorlesungsfreien Zeiten (die genauen Termine werden durch Aushang bei den 
Fachbereichen bekannt gemacht) bei folgenden Gerichten angeboten: 

 
 Landgericht Darmstadt, Mathildenplatz 13, 64283 Darmstadt; 
 Landgericht Frankfurt am Main, Gerichtsstraße 2, 60313 Frankfurt am Main; 
 Landgericht Fulda, Am Rosengarten 4, 36037 Fulda; 
 Landgericht Gießen, Ostanlage 15, 35390 Gießen; 
 Landgericht Hanau, Nußallee 17, 63450 Hanau; 
 Landgericht Kassel, Frankfurter Straße 11, 34117 Kassel; 
 Landgericht Limburg a. d. Lahn, Schiede 14, 65549 Limburg a. d. Lahn; 
 Landgericht Marburg, Universitätsstraße 48, 35037 Marburg; 
 Landgericht Wiesbaden, Mainzer Str. 124, 65189 Wiesbaden; 
 Amtsgericht Offenbach am Main, Kaiserstraße 16, 63065 Offenbach am Main. 

 
Die Anmeldung ist an das Landgericht zu richten, in dessen Bezirk die Studentin oder der 
Student den ersten Wohnsitz hat; wer im Bezirk des Amtsgerichts Offenbach wohnt, hat sich 
dort anzumelden. Ist ein Wohnort im Land Hessen nicht vorhanden, ist der Studienort 
maßgebend. Reichen die vorhandenen Praktikumsplätze in einem Landgerichtsbezirk nicht 
aus, können Bewerberinnen und Bewerber mit ihrer Zustimmung in einem anderen 
Landgerichtsbezirk überwiesen werden. 
 
 

3. Das Wahlpraktikum findet als Gruppen- oder Einzelpraktikum statt und kann sowohl im In- 
und als auch im Ausland bei folgenden Praktikumsstellen abgeleistet werden: 
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- Gesetzgebende Körperschaften, 
 

- Verwaltungsbehörden, 
 

- Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, 
 

- Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, 
 

- Rechtsabteilungen von Verbänden und Wirtschaftsunternehmen, 
 

- sonstigen Stellen, die Studentinnen und Studenten Einblick in die Rechts- und 
Verwaltungspraxis vermitteln können, mit Ausnahme der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften. 

 
Um ein Einzelpraktikum hat sich die Studentin/der Student selbstständig zu bemühen. 
 

Einzelpraktika im Bereich der Verwaltung können bei folgenden Ausbildungsstellen 
abgeleistet werden: 
 
 Gemeinden; 
 
 Landkreise/Landräte; 

 
 Finanzämter; 
 
 Staatliche Schulämter; 
 
 Hessische Ämter für Versorgung und Soziales; 
 
 Kirchenverwaltung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau; 
 
 Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck; 
 
 Hessischer Datenschutzbeauftragter; 
 
 Justus-Liebig-Universität Gießen; 
 
 Deutsche Rentenversicherung Hessen; 
 
 Polizeipräsidien des Landes und Direktion der Bundesbereitschaftspolizei in 

Fuldatal; 
 
 Landeswohlfahrtsverband Hessen. 
 
Anträge auf Zulassung zu einem Einzelpraktikum im Bereich der Verwaltung sind auf 
einem besonderen, bei den Fachbereichen erhältlichen Formular (HJV 224) 
unmittelbar bei der Behörde einzureichen, bei der das Praktikum abgeleistet werden 
soll. Studentinnen und Studenten außerhessischer Universitäten können diesen 
Antrag auch formlos stellen. 

 



 16

Soweit die Ausbildungsnachfrage der Studentinnen und Studenten nach Wahlpraktika 
bei Verwaltungsbehörden nicht durch Einzelpraktika abgedeckt werden kann, werden 
Gruppenpraktika bei den Regierungspräsidien eingerichtet. 
Stattdessen oder darüber hinaus können bei Bedarf im Regierungsbezirk Darmstadt 
vorzugsweise für Studentinnen und Studenten der Johann Wolfgang Goethe-
Universität Frankfurt am Main und der EBS Law School Wiesbaden bei 
 
 der Stadt Frankfurt am Main, 
 
 dem Main-Taunus-Kreis in Hofheim am Taunus, 
 
 der Stadt Offenbach am Main, 
 
 der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe, 
 
 dem Hochtaunuskreis in Bad Homburg v. d. Höhe, 
 
 dem Main-Kinzig-Kreis in Gelnhausen und 
 
 der Stadt Darmstadt 
 
Gruppenpraktika eingerichtet werden. 
 
Anträge auf Zulassung zu einem Gruppenpraktikum sind wie folgt einzureichen: 
 
 Von Studentinnen und Studenten der Philipps-Universität Marburg 
 

- beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen, 
 wenn sie ihr Gruppenpraktikum in Marburg absolvieren wollen; 
 
- beim Regierungspräsidium Kassel, Postfach, 34117 Kassel, 
 wenn sie ihr Gruppenpraktikum in Kassel absolvieren wollen; 
 

 von Studentinnen und Studenten der Justus-Liebig-Universität Gießen 
- beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen; 
 

 von Studentinnen und Studenten der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt am Main 
- beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 
 
 von Studentinnen und Studenten der EBS Law School Wiesbaden 

- beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 
 

 von Studentinnen und Studenten anderer Universitäten mit Wohnort in Hessen 
- bei dem Regierungspräsidium, in dessen Bezirk sie vorzugsweise am 

Gruppenpraktikum teilnehmen möchten. 
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4. Praktika können auch in anderen Bundesländern abgeleistet werden. Bei einer Meldung zur 
ersten Prüfung in Hessen werden sie anerkannt (§ 1 Abs. 6 JAO), wenn  

 
 die praktischen Studienzeiten mit einer Gesamtdauer von drei Monaten einheitlich in 

einem anderen Bundesland abgeleistet wurden und den dortigen oder den hessischen 
Ausbildungsvorschriften entsprachen; 

 die praktischen Studienzeiten in verschiedenen Bundesländern abgeleistet wurden und 
sichergestellt ist, dass sie mindestens drei Monate gedauert und die Bereiche Gericht und 
Wahlpraktikum abgedeckt haben. Außerdem ist erforderlich, dass die Teilpraktika den 
Ausbildungsvorschriften des jeweiligen Bundeslandes oder Hessens entsprachen. 
 
 

5. Abgeschlossene Ausbildung in einem anderen Beruf können als Gerichts- oder 
Wahlpraktikum angerechnet werden, wenn durch sie bereits ein Einblick in die Rechts- und 
Verwaltungspraxis vermittelt wurde und Gelegenheit zur praktischer Tätigkeit bestand (§ 1 
Abs. 6 Satz 2 JAO). Entsprechende Anträge sind zu richten an das  

 
Justizprüfungsamt, Prüfungsabteilung I, 

Zeil 42, 60313 Frankfurt am Main. 
 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HJV 220 (Merkblatt Praktische Studienzeiten, 4-seitig) Stand: 2021   
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ANMELDUNG 
zur Teilnahme am Gerichtspraktikum 

 
An das 
Landgericht / Amtsgericht 
 
––––––––––––––––––––– 
 
Herr/Frau*  ____________________________  Vorname:  ____________________  
Geburtsdatum und -ort:  __________________  Telefonnummer:  _______________  
                                                                                 E-Mail:  ______________________  
 
1. Wohnsitz:  __________________________   _____________________________  
 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
*Unzutreffendes bitte streichen! 

Studienort:  Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main 
  Justus-Liebig-Universität Gießen 
  Philipps-Universität Marburg 
  EBS Law School Wiesbaden 
   _________________________________________________________  
 
Mit Ablauf des jetzigen Semesters habe ich         Fachsemester /         Fachtrimester 
studiert. 
 
Ich bitte, mich einem Gerichtspraktikum in Ihrem Gerichtsbezirk zuzuweisen im 
 Frühjahr (Februar/März) 20     . 
 Herbst (Juli/August/September/Oktober) 20     . 
 Für den Fall, dass die Zahl der Bewerbungen die Zahl der zur Verfügung stehenden 

Praktikumsplätze übersteigt, bitte ich, mich bei der Zuteilung eines Praktikumsplatzes 
bevorzugt zu berücksichtigen, weil die Ablehnung für mich eine besondere Härte im Sinne 
des § 2 der Verordnung über die Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst und die 
Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe an Referendarinnen und Referendare (GVBl. 2007, Teil I, 
S. 829, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2015, GVBl. 2015, S. 594) darstellen würde 
(Begründung und Bescheinigung beifügen!). 

 
Sollte in Ihrem Gerichtsbezirk kein Praktikumsplatz mehr frei sein, bitte ich um einen 
Praktikumsplatz im Bezirk des Landgerichts 
Zweitwunsch: __________________________ 
Drittwunsch:  _______________________________ __________________________ 
Ich habe mich bei keinem weiteren Gericht in Hessen zum Gerichtspraktikum 
angemeldet. 
 
Die Entscheidung über die Zulassung zum Gerichtspraktikum bitte ich an nachstehende Anschrift 
zu senden: 
 __________________________________   ________________________________  
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 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
 
 
Ort, Datum:  _____________________  Unterschrift:  _________________________  
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Hinweise 
 
 

Das Gerichtspraktikum kann frühestens nach dem Ende der Vorlesungszeiten des zweiten 
Semesters bzw. des dritten Trimesters begonnen werden und findet nur als Gruppenpraktikum 
bei einem Landgericht oder einem Amtsgericht statt. Es wird zweimal jährlich in den 

Semesterferien (am Ende des Wintersemesters bzw. –trimesters [= Frühjahrstermin] und vor 
Beginn des Wintersemesters bzw. –trimesters [= Herbsttermin]) angeboten, die genauen 
Termine werden durch Aushang bei den Fachbereichen bekannt gemacht. Anmeldungen für den 

Frühjahrstermin müssen bis spätestens 1. Dezember des Vorjahres, für den Herbsttermin bis 
spätestens 15. Mai bei dem zuständigen Gericht eingegangen sein. 
 

Die Anmeldung ist an das Landgericht zu richten, in dessen Bezirk die Studentin oder der 
Studenten den ersten Wohnsitz hat; wer im Bezirk des Amtsgerichts Offenbach wohnt, hat sich 
dort anzumelden. Mit der Anmeldung sollen zwei alternative Gerichte als Zweit- und Drittwunsch 

anzugeben. Soweit alternative Wünsche nicht angegeben werden, erfolgt bei Belegung des 
Gerichtes des Erstwunsches keine Zuweisung an ein anderes Gericht, selbst wenn es dort noch 
freie Plätze gibt. Ist ein Wohnort im Land Hessen nicht vorhanden, ist der Studienort maßgebend. 

In Betracht kommen folgende Gerichte: 
 

 Landgericht Darmstadt, Mathildenplatz 13, 64283 Darmstadt; 

 Landgericht Frankfurt am Main, Gerichtsstraße 2, 60313 Frankfurt am Main; 
 Landgericht Fulda, Am Rosengarten 4, 36037 Fulda; 
 Landgericht Gießen, Ostanlage 15, 35390 Gießen; 

 Landgericht Hanau, Nußallee 17, 63450 Hanau; 
 Landgericht Kassel, Frankfurter Straße 11, 34117 Kassel; 
 Landgericht Limburg a. d. Lahn, Schiede 14, 65549 Limburg a. d. Lahn; 

 Landgericht Marburg, Universitätsstraße 48, 35037 Marburg; 
 Landgericht Wiesbaden, Mainzer Str. 124, 65189 Wiesbaden; 
 Amtsgericht Offenbach am Main, Kaiserstraße 16, 63065 Offenbach am Main. 

 
Es besteht kein Anspruch auf Zulassung zu einem bestimmten Praktikum. Die Entscheidung über 
die Zulassung zum Gruppenpraktikum wird spätestens vier Wochen vor dessen Beginn bekannt 

gegeben. Bewerben sich mehr Studentinnen und Studenten um die Teilnahme an einem 
Gruppenpraktikum als Teilnehmerplätze vorhanden sind, sollen höhere Semester bevorzugt 
berücksichtigt werden, ebenso solche Personen, für die die Ablehnung eine besondere Härte im 

Sinne des § 2 der Verordnung über die Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst und die 
Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe an Referendarinnen und Referendare (GVBl. 2007, Teil I, 
S. 829) darstellen würde; die Härtegründe sind in einem besonderen Antrag darzulegen und 

- soweit möglich - durch Urkunden nachzuweisen. Im Übrigen werden die Teilnehmerplätze 
ausgelost, soweit diese nicht bereits aus der Mitte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
besonderen, vorbereitenden Lehrveranstaltungen der Universitäten durch die richterlichen 

Leiterinnen oder Leiter dieser Veranstaltungen vergeben worden sind. 
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HJV 221 (Anmeldeformular Gerichtspraktikum, 2-seitig) Stand: 2021 
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–––––––––––––––––––––––
–– 
Dienststelle 

–––––––––––––––––––––––
–– 
Ort 

–––––––––––––––––––––––
–– 
Datum 

 
 
 

NIEDERSCHRIFT 
über die förmliche Verpflichtung nach § 10 des Juristenausbildungsgesetzes 

 
 
 
Vor der/dem zuständigen Verpflichtenden erscheint heute zum Zwecke der Verpflichtung nach 
§ 10 des Juristenausbildungsgesetzes in der Fassung vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218) in 
Verbindung mit § 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547) die 
nachstehende Teilnehmerin/der nachstehende Teilnehmer eines Gerichtspraktikums. Sie/Er 
wurde mündlich zur Verschwiegenheit verpflichtet und über die strafrechtlichen Folgen einer 
Pflichtverletzung belehrt; auf die §§ 203 bis 205 des Strafgesetzbuches wurde ausdrücklich 
hingewiesen. 
 
 

Name, Vorname geboren am Unterschrift 

   
 
 
Die Niederschrift wurde den Verpflichteten vorgelesen und von ihnen eigenhändig 
unterzeichnet. 
 
 
 –––––––––––––––––––––––––––––––– 
HJV 222 Unterschrift der/des Verpflichtenden   
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BESCHEINIGUNG 
über die Teilnahme an den praktischen Studienzeiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 JAG 

 

Frau / Herr  _______________________________ geb. am  ______________________  

wohnhaft     _____________________________________________________________  

hat an den nachstehend aufgeführten Praktika regelmäßig teilgenommen: 
 

 ________________________  
 Ausbildendes Gericht 

 ___________________  
Ort 

 ______________________  
  Datum 

 Gerichtspraktikum 
in der Zeit vom  _______________  bis  ___________________  

(Dienstsiegel/Stempel) 
 _______________________  
Unterschrift Studienleiter(in) 

 

 ________________________  
 Ausbildende Stelle 

 ___________________  
Ort 

 ______________________  
  Datum 

 Wahlpraktikum 
in der Zeit vom  _______________  bis  ___________________  

(Dienstsiegel/Stempel) 
 _______________________  
Unterschrift Ausbilder(in) / Studienleiter(in) 

 

 ________________________  
 Ausbildende Stelle 

 ___________________  
Ort 

 ______________________  
  Datum 

 Wahlpraktikum 
in der Zeit vom  _______________  bis  ___________________  

(Dienstsiegel/Stempel) 
 _______________________  
Unterschrift Ausbilder(in) / Studienleiter(in) 

 

Diese Bescheinigung ist bei der Meldung zur staatlichen Pflichtfachprüfung vorzulegen. 
 

HJV 223 
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ANTRAG 
auf Zulassung zum Wahlpraktikum im Bereich der Verwaltung (Einzelpraktikum) 

 
 
 
An 
                                           
 
                                           
 
 
Herr/Frau*  ____________________________  Vorname:  ____________________  
Geburtsdatum und -ort:  __________________  Telefonnummer:  _______________  
                                                                                 E-Mail:  ______________________  
1. Wohnsitz:  __________________________   _____________________________  
 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
*Unzutreffendes bitte streichen! 

 
Zulassung zum Wahlpraktikum nach § 1 Abs. 3 JAO 
 
Ich bitte, mich zu einem Einzelpraktikum in den Semesterferien, die vom                             bis 
zum                           dauern, möglichst beginnend am                           zuzulassen. Ich studiere 
zurzeit Rechtswissenschaften im         Fachsemester / im         Fachtrimester  an der Universität 
in 
 

 Frankfurt am Main  Gießen  Marburg 
 Wiesbaden 
                                                                                                                       

 
Die erste Prüfung beabsichtige ich im         Semester / im         Trimester  abzulegen. 
 
 An universitären Lehrveranstaltungen im allgemeinen Verwaltungsrecht habe ich 
  teilgenommen.  noch nicht teilgenommen. 
 
 Ich habe keinen Antrag auf einen Platz im Gruppenpraktikum gestellt. 
 Einen Antrag auf einen Platz im Gruppenpraktikum habe ich beim Regierungspräsidium in 

 Darmstadt  Gießen  Kassel       gestellt. 
 

 Weitere Anträge auf Zulassung zum Einzelpraktikum habe ich bei folgenden Behörden 
gestellt: 
 ____________________________________________________________________  

 
Die Entscheidung über die Zulassung bitte ich an nachstehende Anschrift zu senden: 
 
 __________________________________   ________________________________  
 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
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Ort, Datum:  _____________________  Unterschrift:  _________________________  
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Hinweise 
 
 

1. Der Antrag ist an eine Gemeinde, einen Landkreis oder eine andere Verwaltungsbehörde zu 
richten, bei der ein Wahlpraktikum abgeleistet werden kann. 

 

2. Bewerberinnen und Bewerbern außerhessischer Universitäten wird empfohlen, sich vorab 
zu erkundigen, ob das Praktikum nach den dort geltenden landesrechtlichen Vorschriften 
anerkannt wird. 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
HJV 224 (Antrag Wahlpraktikum im Bereich der Verwaltung - Einzelpraktikum, 2-seitig) Stand: 2021   
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ANTRAG 
auf Zulassung zum Wahlpraktikum im Bereich der Verwaltung 

(Gruppenpraktikum) 
 
 
An das 
Regierungspräsidium 
 
––––––––––––––––––––– 
 
Herr/Frau*  ____________________________  Vorname:  ____________________  
Geburtsdatum und -ort:  __________________  Telefonnummer:  _______________  
                                                                                 E-Mail:  ______________________                                                                                 
1. Wohnsitz:  __________________________   _____________________________  
 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
*Unzutreffendes bitte streichen! 

 
Zulassung zum Wahlpraktikum nach § 1 Abs. 3 JAO 
 
Ich bitte, mich im  Frühjahr 20        Sommer/Herbst 20     

  
zu einem Gruppenpraktikum bei 
 oder bei 

 __________________________________  
 __________________________________  

zuzulassen. 
 
Ich studiere zurzeit Rechtswissenschaften im         Fachsemester / im         Fachtrimester  
an der 
 

 Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main 
 Justus-Liebig-Universität Gießen  Philipps-Universität Marburg 
 EBS Law School Wiesbaden 
                                                                                                                              

 
Die erste Prüfung beabsichtige ich im         Semester / im         Trimester abzulegen. 
 
 Für den Fall, dass die Zahl der Bewerbungen die Zahl der zur Verfügung stehenden 

Praktikumsplätze übersteigt, bitte ich, mich bei der Zuteilung eines Praktikumsplatzes 
bevorzugt zu berücksichtigen, weil die Ablehnung für mich eine besondere Härte im Sinne 
des § 2 der Verordnung über die Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst und die 
Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe an Referendarinnen und Referendare (GVBl. 2007, Teil I, 
S. 829, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2015, GVBl. 2015, S. 594) darstellen würde 
(Begründung und Bescheinigung beifügen!). 

 
 Ein Antrag auf Zulassung zum Verwaltungspraktikum wurde bereits einmal abgelehnt: 
  Nein  Ja, und zwar am                         
 
Die Entscheidung über die Zulassung bitte ich an nachstehende Anschrift zu senden: 
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 __________________________________   ________________________________  
 Straße, Hausnummer Postleitzahl, Ort 
 
Ort, Datum:  _____________________  Unterschrift:  _________________________  
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Hinweise 
 
 

1. Der Antrag ist wie folgt einzureichen: 
 

 Von Studentinnen und Studenten der Philipps-Universität Marburg 

 
- beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen, 
 wenn sie ihr Gruppenpraktikum in Marburg absolvieren wollen; 

 
- beim Regierungspräsidium Kassel, Postfach, 34117 Kassel, 
 wenn sie ihr Gruppenpraktikum in Kassel absolvieren wollen; 

 
 von Studentinnen und Studenten der Justus-Liebig-Universität Gießen 

- beim Regierungspräsidium Gießen, Postfach, 35390 Gießen; 

 
 von Studentinnen und Studenten der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt 

am Main 

- beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 
 

 von Studentinnen und Studenten der EBS Law School Wiesbaden 

- beim Regierungspräsidium Darmstadt, Postfach, 64278 Darmstadt; 
 

 von Studentinnen und Studenten anderer Universitäten mit Wohnort in Hessen 

- bei dem Regierungspräsidium, in dessen Bezirk sie vorzugsweise am Gruppenpraktikum 
teilnehmen möchten. 

 

2. Sollten Sie nach der Antragstellung einen Einzelpraktikumsplatz erhalten, wird um eine 
entsprechende schriftliche Mitteilung gebeten. 

 

3. Bewerberinnen und Bewerbern außerhessischer Universitäten wird empfohlen, sich vorab 
zu erkundigen, ob das Praktikum nach den dort geltenden landesrechtlichen Vorschriften 
anerkannt wird. 
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